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Zur Funktion der materiellen Verantwortlichkeit
Die Untersuchungen der gerichtlichen Tätigkeit zeigen, 
daß bei der Durchführung von Verfahren über die ma­
terielle Verantwortlichkeit der Werktätigen jegliche 
Einseitigkeit überwunden werden muß. Nicht selten 
wird z. B. bei-der Festlegung der Schadenersatzsumme 
zwischen der Erziehungsfunktion der materiellen Ver­
antwortlichkeit und dem Schutz des sozialistischen 
Eigentums bzw. der Wiedergutmachung unterschieden. 
So wird noch oft die Ansicht vertreten, ein im Verhält­
nis zum Schaden niedriger Schadenersatzbetrag bringe 
die Erziehungsfunktion zum Ausdruck, während durch 
eine hohe Schadenersatzsumme der Schutz des soziali­
stischen Eigentums verwirklicht werde.
In der Präambel der Richtlinie Nr. 29 wird hierzu ge­
sagt, daß die bei Vorliegen der gesetzlichen Vorausset­
zungen auszusprechende Verpflichtung, den Schaden in 
dem vom Gesetz bestimmten Umfang zu ersetzen, in 
sich die politisch-ideologische und die materielle er­
zieherische Einwirkung auf den Schädiger vereint, um 
ihn künftig zur gewissenhaften Erfüllung seiner Ar­
beitspflichten und d a m i t  zum Schutz des sozialisti­
schen Eigentums anzuhalten.
Die richtige Anwendung der materiellen Verantwort­
lichkeit ist vor allem eine Aufgabe der sozialistischen 
Menschenführung. Es geht also darum, auf den Schä­
diger im Verfahren sowie im Kollektiv erzieherisch 
einzuwirken und durch die differenzierte Festsetzung 
der Schadenersatzsumme solche Verhältnisse, Verhal­
tensweisen und Einstellungen in bezug auf das so­
zialistische Eigentum hervorzubringen und zu fördern, 
die die Grundlage einer verantwortungsbewußten 
Erfüllung der Arbeitspflichten durch eine sozia­
listische Eigentümerpersönlichkeit sind. Dabei ist die 
erzieherische Einwirkung nicht auf den Schädiger be­
schränkt, sondern muß auch das Arbeitskollektiv, ein­
schließlich der Leiter, erfassen, und zwar durch die 
zielgerichtete Einbeziehung dieser Kräfte in das Ver­
fahren. Die erzieherische Tätigkeit zur disziplinierten, 
bewußten Verwirklichung des Arbeitsrechts hat dar­
über hinaus elementare Bedeutung für den vorbeugen­
den, k o m p l e x e n  Kampf gegen Strafrechtsverletzun­
gen, wie die Erfahrungen im VEB Uhrenkombinat 
Ruhla besonders einprägsam beweisen.
Um die hier dargelegten Aufgaben zur Erhöhung der 
Effektivität der Arbeitsrechtsverfahren zu erfüllen, ist 
es erforderlich, daß die Vorsitzenden der Kammern 
bzw. Senate für Arbeitsrechtssachen Konzeptionen für 
die politisch-ideologische und rechtliche Zielstellung der 
Verfahren (einschließlich der Auswertung) ausarbeiten 
und unter aktiver Mitwirkung der Schöffen verwirk­
lichen. Diese Forderung in Ziff. 9.9. der neuen Richt­
linie ist daher von grundlegender Bedeutung.

Zu zwei Einzelfragen der Richtlinie Nr. 29

1. Hinsichtlich des Verschuldens des Werktätigen wird 
in Ziff. 5 der Richtlinie Nr. 29 an die bereits mit der 
Richtlinie Nr. 14 gegebene Interpretation des Gesetzes 
angeknüpft. Dabei ist jedoch versucht worden, neue 
wissenschaftliche Erkenntnisse über den sozialen Inhalt 
des Verschuldens, wie sie im Strafgesetzbuch ihren 
Ausdrude gefunden haben, entsprechend den vom Ar­
beitsrecht erfaßten spezifischen gesellschaftlichen Ver­
hältnissen zu verwerten. Grundlegender Standpunkt der 
Richtlinie Nr. 29 ist, daß als Voraussetzung für den Ein­
tritt der materiellen Verantwortlichkeit eines Werk­
tätigen ein Verschulden im Hinblick anif die Arbeits­
pflichtverletzung und auf den Schaden gegeben sein 
muß. In diesem Sinne sind auch die Darlegungen von 
R u d e 11 und F. K a i s e r  in NJ 1970 S. 134 zu ver­
stehen, wenn sie davon ausgehen, daß „ein Werktätiger

den Schaden durch arbeitspflichtverletzendes Handeln 
schuldhaft verursacht (hat)“.
Der Standpunkt, der in der Richtlinie vertreten wird, 
ergibt sich aus §§ 112 Abs. 2, 113 Abs. 1 und 114 Abs. 1 
GBA. § 112 Abs. 2 GBA spricht ausdrücklich davon, daß 
eine schuldhafte Verletzung der Arbeitspflichten vor­
liegen muß. Fehlt ein Verschulden im Hinblick auf die 
Arbeitspflichtverletzung, so liegen schon dadurch die 
Voraussetzungen für den Eintritt der materiellen Ver­
antwortlichkeit nicht vor, ohne daß es noch der Prü­
fung des Verschuldens im Hinblick auf den Schaden be­
darf. Liegt dagegen eine fahrlässige oder vorsätzliche 
Arbeitspflichtverletzung vor, so hängt der Eintritt der 
materiellen Verantwortlichkeit — bei Vorliegen der wei­
teren Voraussetzungen — davon ab, daß ein Verschulden 
auch im Hinblick auf den Schaden besteht. Um fehler­
hafte Entscheidungen zu vermeiden, darf daher das 
Verschulden im Hinblick auf die Arbeitspfiichtver- 
letzung nicht mit dem Verschulden in bezüg auf den 
Schaden gleichgesetzt werden.
2. Die erweiterte materielle Verantwortlichkeit nach 
§113 Abs. 2 Buchst, c GBA, mit der sich Ziff. 6.6. der 
Richtlinie beschäftigt, hat zur Voraussetzung, daß die 
den Schaden verursachende Arbeitspflichtverletzung zu­
gleich eine unter Alkoholeinfluß begangene Straftat 
darstellt. Was eine Straftat ist, bestimmt § 1 StGB. Nach 
§ 6 StPO darf als einer Straftat schuldig nur derjenige 
behandelt werden, dessen strafrechtliche Verantwort­
lichkeit nachgewiesen und in einer rechtskräftigen Ent­
scheidung festgestellt ist. Strafrechtliche Verantwort­
lichkeit kann nur in einem darauf gerichteten Verfah­
ren festgestellt werden. Daher kann das Vorliegeh einer 
unter Alkoholeinfluß begangenen Straftat als eine Vor­
aussetzung für den Eintritt der erweiterten materiellen 
Verantwortlichkeit gemäß § 113 Abs. 2 Buchst, c GBA 
nicht selbständig in einem arbeitsrechtlichen Verfahren 
geprüft und festgestellt werden7.
Ist ein Strafverfahren nicht eingeleitet oder eingestellt 
worden oder wurde festgestellt, daß eine Straftat nicht 
vorliegt, so kann die materielle Verantwortlichkeit nicht 
auf § 113 Abs. 2 Buchst, c GBA gestützt werden. Die 
Anwendung anderer anspruchsbegründender Tat­
bestände der §§112 ff. GBA ist jedoch nicht ausge­
schlossen. Aus denselben Gründen ist es im arbeits­
rechtlichen Verfahren unzulässig, bei der Prüfung 
der Frist zur Geltendmachung der materiellen Verant­
wortlichkeit nach § 115 Abs. 1 GBA das Vorliegen einer 
Straftat selbständig festzustellen8.
Die erweiterte materielle Verantwortlichkeit nach § 113 
Abs. 2 Buchst, c GBA ist ein Mittel zur wirksameren 
Bekämpfung des Alkoholmißbrauchs, wenn auch der 
mit dieser Bestimmung gezogene Rahmen relativ eng 
ist. Die künftige Gesetzgebung muß solche Regelungen 
treffen, die es gestatten, auch außerhalb der strafrecht­
lich relevanten Fälle mit den Mitteln des Arbeitsrechts 
in breiterem Umfang gegen den Alkoholmißbrauch vor­
zugehen.

In der Richtlinie Nr. 29 konnte natürlich nicht auf alle 
Einzelfragen der materiellen Verantwortlichkeit der 
Werktätigen eingegangen werden. Ein grundlegendes 
Leitungsdokument erfordert inhaltliche Begrenzung 
und Konzentration auf Hauptfragen. Das zu erreichen 
ist hier versucht worden. Neben der Richtlinie bleibt 
daher die Grundsatzrechtsprechung des Obersten Ge­
richts ein wichtiges Anleituijgsmaterial für die Gerichte 
und Betriebe.

7 Vgl. hierzu Stadtgericht von Groß-Berlin, Urteil vom 6. Fe­
bruar 1970 - 1 StAG 86/69 - in diesem Heft.
6 Nähere Darlegungen zur Fristregelung in § 115 Abs. 1 GBA 
enthält Ziff. 8.3. der Richtlinie Nr. 29.
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